
Für das Nachschlagewerk ! 
Für die Amtliche Sammlung !

Gesetz: ZPO § 114 Abs.-4
Rechtssatz: Die Unterlassung der Rechtsverfolgung läuft

allgemeinen Interessen zuwider, wenn die Ent­
scheidung grössere Kreise der Bevölkerung oder 
des Wirtschaftslebens ansprechen und soziale 

> Wirkungen nach sich ziehen würde. Bas allge- 
. meine Interesse an der richtigen Entscheidung 

eines Prozesses rech tfertig t in der Regel die 
Anwendung des § 114 Abs'. 4 ZPO nicht.

Aktenzeichens VII ZR 62/57 BO München I.
Beschluss des BOT vom 20. September 1957 OLG München



B e e  c h 1 u. s s

VII ZR. 62/57

In Sachen

der Firma N<B^-Film-GmbH, gesetzlich vertreten durch ihre 
Geschäftsführerin Aenn DflHP» W ^B B str. 9 ;

Klägerin und Revisionsklägerin,
-  FrozessheVollmachtigter: Rechtsanwalt Pr. -

gegen

Hans H f l H I ,  Alleininhaber der Firma A^P-Film, •  »

Beklagten und Revisionsbeklagten,
-  Frozessbevollmächtigter II.Instanz:

hat,der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in der Sitzung 
vom 20. September 1957 unter Mitwirkung des Senatspräsiden­
ten Glanzmann und der Bundesrichter Scheffler, Rietschel,
Br. Heimann-frosien und H. Meyer beschlossen:

Der Antrag der Klägerin auf Bewilligung des Armen­
rechts wird zuriickgewiesen.

* G r ü n d e  t

Die Klägerin i s t  eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung. Sie verpflichtete sich gegenüber dem Beklagten, 
den spanischen Film "Isabella von Kastilien" zu synchro­
nisieren. Der Beklagte verweigert die 2ahlung der zugesag­
ten Vergütung. Das Landgericht hat der deswegen erhobenen 
Klage zum f e i l  stattgegeben, das Oberlandesgericht hat sie 
in vollem Umfange-abgewiesen.



Die Klägerin hat Revision eingelegt und die Bewilli­
gung des Armenrechts gemäss § 114 Abs. 4 ZPO erbeten. Sie 
macht geltend, dass weder ihr noch der Geschäftsführerin, 
die zugleich die HauptgeSeilschafterin sei, die für die 
Durchführung des Rechtsstreits erforderlichen. Mittel zur 
Verfügung ständen. Rach ihrer Auffassung läuft die Unterlas­
sung der Rechtsverfolgung auch allgemeinen Interessen zu­
wider. Zur Begründung hat sie insoweit folgendes vorgetra­
gen: Die deutsche Filmwirtschaft werde von wenigen grossen 
Firmen beherrscht, denen ausreichendes Kapital zur Verfü­
gung stehe. Es liege im öffentlichen Interesse, dass auch 
kleine Firmen konkurrenzfähig blieben. Zu ihnen gehöre die 
Klägerin, deren Bestehen von dem Eingang der Forderung ab- 
hänge.

Dem Anträge kann nicht stattgegeben werden, weil die 
Voraussetzungen des § 114 Abs. 4 ZPO nicht gegeben sind.
Nach dieser Vorschrift darf einer juristischen Person das. 
Armenrecht nur bewilligt werden, wenn die Unterlassung der 
Rechtsverfolgung allgemeinen Interessen zuwiderlaufen wür­
de. Das i s t  hier nicht hinreichend dargetan.

Die Frage, welche Erfordernisse insoweit aufzustellen 
sind, i s t  s tre it ig . Sie i s t ,  soweit ersich tlich , höchstrich­
te rlich  noch nicht entschieden worden.

Die Bestimmung stammt aus dem Gesetz zur Änderung des 
Verfahrens in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vom 27. Ok­
tober 1933 (RGBl I S. 780). Bis dahin hatte das Reichsge­
rich t die Möglichkeit, einer Partei kraft Amtes oder einer 
juristischen Person das Armenrecht zu bewilligen, verneint 
(RGZ 33, 366; 50, 394j 65, 287). Nunmehr wurde sie  durch 
das angegebene Gesetz in gewissem Umfange zugelassen. Nach 
der Begründung (DRAnz 1933 Nr. 257) soll bei dem Merkmal
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des "allgemeinen Interesses" an Fälle zu denken sein, in 
denen die juristische Person, z.B. eine Gemeinde oder ge­
meinnützige Stiftung, an der Erfüllung ihrer der Allge­
meinheit dienenden Aufgaben gehindert werden würde, wenn 
der Prozess nicht durchgeführt werde; ferner sollten 
juristische Personen geschützt werden, die sonst zur Ent­
lassung einer grossen Zahl von Arbeitern schreiten müssten; 
schliesslich werden Verfahren erwähnt, bei denen es sich 
darum handelt, wichtige Patente dem Ausland gegenüber zu 
verteidigen. In jedem Falle dürfe die Vorschrift, wie es 
weiter in der Begründung heisst, nur in besonderen Aus­
nahmefällen angewendet werden. . ‘

Biese Erörterungen beschränken sich danach im wesent­
lichen auf die Anführung von Beispielen, ohne eine posi­
tive Begriffsbestimmung zu geben. Sie muss also dem Wort­
sinn der Vorschrift unter Berücksichtigung des Zusammen­
hanges, in dem sie steh t, entnommen werden.

Der Begriff des "allgemeinen Interesses" steht im 
Gegensatz zu den Belangen des einzelnen. Daraus fo lg t, 
dass es sich um Entscheidungen handeln muss, die grösse­
re Kreise der Bevölkerung oder des Wirtschaftslebens an­
sprechen und soziale Wirkungen nach sich ziehen können.
Auf diesen Bahmen, innerhalb dessen sich auch die von 
der Begründung angeführten Fälle halten, muss sich die 
Anwendung der Vorschrift beschränken.

Dagegen i s t  es, mindestens in der Regel, nicht an­
gängig, das ."allgemeine Interesse" an der richtigen Ent­
scheidung eines Prozesses für ausreichend anzusehen (so 
Landgericht Kassel MER 1954, 45). Diesem Gedanken wird 
durch die in Abs. 1 des § 114 ZPO vorgeschriebene Prü­
fung Rechnung getragen, ob die Rechtsverfolgung aussichts- 
voll und nicht mutwillig i s t ;  das in  Abs. 4 erwähnte "a ll-
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gemeine Interesse” t r i t t  demgegenüber zusätzlich neben je­
nes Erfordernis und muss daher eine darüber hinausgehende 
Bedeutung haben. Auch das Ausmass des etwaigen Unrechts wird 
jedenfalls dann keine andere Beurteilung rechtfertigen kön­
nen, wenn sich die unmittelbaren Wirkungen der Entscheidung 
auf den einzelnen Pall beschränken und das soziale Gefüge 
nicht berühren.

Aus dem Gesagten fo lg t, dass der Klägerin das Armenrecht 
nicht bewilligt werden kann. Ber hier zur Entscheidung stehen­
de Pall b e tr if f t  unmittelbar nur die Klägerin; Rückwirkungen 
auf.grössere Teile der Bevölkerung oder des Wirtschaftslebens ' 
sind auch dann nicht zu erwarten, wenn die Nichtdurchführung 
des Prozesses zu ihrer Auflösung führen würde. Bie Präge, 
ob einer etwaigen unerwünschten "Blockbildung" in der Film­
industrie entgegenzuwirken is t ,  sp ie lt demgegenüber in die­
sem Verfahren oder bei der Entscheidung keine Rolle; es brauchl 
daher nicht erö rtert zu werden, ob und unter welchen Voraus­
setzungen einem Anträge aus § 114 Abs. 4 ZPO im Hinblick auf 
solche Erwägungen überhaupt stattgegeben werden könnte*

Glanzmann Scheffler Rietschel Heimann-Trosien Meyer


